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Der Bundesminister Bonn, den 7. Januar 1972 

für Ernährung^ Landwirtschaft 
und Forsten 

II A 6 -2816.1 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Harmonisierung der Bauvorschriften und Förderung 
rationeller Bauweisen in der Landwirtschaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Früh, Susset, Ber- 
foericli, Dr. Jenninger, Röhner, Adorno, Dr. Trassier, 
Dr. Wörner, Dr. Ritz, Schröder (Sellstedt), Klinker, 
Soike, Mancher, Dr. Heck, Kiechle, Rainer und Genossen 
- Drucksache VI/2973 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


a) allgemein 

An den laufenden Gesamtproduktionskosten, Veredelung, Fut- 
ter und Arbeit, haben die Gebäude 

in der Mastschweinehaltung einen Anteil von 5 ^/o, 
in der Zuchtschweinehaltung einen Anteil von 10 ^/o, 
in der Milchviehhaltung einen Anteil von 17 bis 25 ^/o. 

Die Kosten für bauliche Anlagen müssen in Relation zur Bela- 
stung aus den Gesamtproduktionskosten gestellt werden, die 
Produktionsergebnisse dürfen nicht durch Vernachlässigung 
bautechnischer und bauphysikalischer Grundsätze oder durch 
allzu primitive Bauausführungen gemindert werden. 


b) im einzelnen 


1. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die unter- 
schiedlichen Landesbauordnungen und die von Kreis zu Kreis 
verschiedenen Auflagen und oft willkürlich erscheinenden Aus- 
legungen der Bauaufsichtsbehörde zu harmonisieren, um dadurch 
eine wesentliche Voraussetzung für den rationellen Serienbau zu 
schaffen? 

Die bauaufsichtlichen Bestimmungen wirken sich bei einer Bau- 
maßnahme insbesondere auf die Fertigung aus, es kann dem- 
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nach durch das Baurecht nur ein Teil des gesamten Bauvor- 
ganges beeinflußt werden. Dieser Teil ist bei landwirtschaft- 
lichen Baumaßnahmen von geringem kostenbestimmenden Ein- 
fluß. Dennoch ist es erforderlich, die geltenden bauaufsichtlichen 
Bestimmungen zu harmonisieren, damit Rationalisierungseffekte 
noch mehr als bisher zur Auswirkung kommen können. Die 
Bundesregierung führt deshalb Verhandlungen mit den für die 
Bauaufsicht zuständigen Ländern, um eine rationalisierungsför- 
dernde Vereinfachung und Vereinheitlichung der geltenden 
bauaufsichtlichen Vorschriften zu erreichen. 

Darüber hinaus sollen im Rahmen der von der Bundesregierung 
in Auftrag gegebenen Enquete über die Bauwirtschaft die Zu- 
sammenhänge zwischen Baurecht und Baukosten eingehend 
untersucht werden. 


2. Sieht die Bundesregierung Ansatzpunkte, bereits nachweislich 
durch baugesetzliche Einschränkungen entstandene Wettbe- 
werbsverzerrungen in der EWG auszugleichen, zumal diese Be- 
nachteiligung durch zu erwartende, mit unterschiedlicher Inten- 
sität durchgeführte Umweltschutzb.estimmungen noch verschärft 
zu werden droht? 


Wettbewerbsverzerrungen im Bereich des landwirtschaftlichen 
Bauwesens sind bisher innerhalb der EWG nur unvollkommen 
nachgewiesen worden. Bei den bisherigen Vergleichen wurden 
stets unterschiedliche Leistungen ohne einheitliche Maßstäbe 
und Beurteilungsgrundlagen miteinander verglichen. 

Der Bundesregierung sind vorläufige Ergebnisse einer EG- 
Studie „Baukosten landwirtschaftlicher Betriebsgebäude'' be- 
kannt, die vom Institut für Bauforschung e. V. Hannover gegen- 
wärtig erarbeitet wird. 

Im übrigen hat die Kommisison der EG eine Erste Mitteilung 
über die Politik der Gemeinschaft auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes erarbeitet, deren Ziel unter anderem eine Harmonisie- 
rung der Umweltschutzmaßnahmen in den Mitgliedstaaten ist. 
Diese Bestrebungen, die zur Zeit Gegenstand von Konsultatio- 
nen sind, werden von der Bundesregierung nachhaltig unter- 
stützt. 


3. Hat die Bundesregierung Vorstellungen entwickelt über die 
Errichtung eines landwirtschaftlichen Bau- und Informations- 
zentrums mit der Möglichkeit, ständig Vergleichs- und Ver- 
suchsbauten durchzuführen, damit der vor neuen Entwicklungen 
stehenden landwirtschaftlichen Praxis laufend Orientierungs- 
und Entscheidungshilfen gegeben werden können, wie sie in 
anderen europäischen Ländern (Holland, Großbritannien, Schwe- 
den) bereits bestehen? 

Orientierungs- und Entscheidungshilfen werden der landwirt- 
schaftlichen Praxis ständig durch die landwirtschaftliche Be- 
ratung und mehrere für diesen Zweck mit Bundesmitteln bezu- 
schußten Einrichtungen zur Verfügung gestellt. Soweit Ver- 
suchsbauten erforderlich sind, werden diese von der Bundes- 
regierung über Untersuchungs- oder Forschungsaufträge geför- 
dert. 
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In der zum Geschäftsbereich des BML gehörenden Forschungs- 
anstalt für Landwirtschaft sind nach einem wissenschaftlichen 
Versuchsprogramm im Jahre 1971 die Gebäude einer Versuchs- 
station nach einheitlichen Rastermaßen gebaut worden. Hier 
sollen aussichtsreiche bauliche Konstruktionsalternativen un- 
tersucht werden mit dem Ziel, den Bauaufwand für die Erstaus- 
stattung sowie künftig zu erwartende Nutzungsänderungen 
möglichst niedrig zu halten. Die beim Bau der Versuchsanlage 
gewonnnenen Erkenntnisse werden in Kürze veröffentlicht, 
überregionale Großforschungsvorhaben werden in dieser neuen 
Anlage durchgeführt. 


4. Sieht die Bundesregierung in der Fertigstallbauweise eine Mög- 
lichkeit der Rationalisierung und Baukostensenkung? 


Vorgefertigte Stallbausysteme bieten eine Möglichkeit, den 
Bauvorgang zu rationalisieren und die Baukosten positiv zu 
beeinflussen. Außer diesen sogenannten Fertigstallbauweisen 
gibt es andere Baukonstruktionen, die zur Rationalisierung und 
Baukostensenkung geeignet sind, das ist die Gruppe der Einfach- 
und Leichtbauten. Hierzu gehören die Mastenbauweise, der 
seitens der Bundesregierung gegenwärtig besondere Unter- 
stützung zuteil wird. 


5. Ist die Bundesregierung bejahendenfalls bereit, einen ange- 
messenen finanziellen Beitrag zu leisten, damit 

a) ein Fertigstallverzeichnis erstellt werden kann, um die auf 
diesem Sektor notwendige Markttransparenz herzustellen 
und das Baugenehmigungsverfahren zu erleichtern, wie die 
positiven Erfahrungen mit dem Fertighausverzeichnis gezeigt 
haben; 

Ein Fertigstallverzeichnis ist in Bearbeitung, es wird finanziell 
durch die Bundesregierung nicht gefördert. 


b) die begonnene DLG-Gebrauchswertprüfung für Fertigställe 
intensiviert werden kann; 

Der Prüfrahmen für eine DLG-Gebrauchswertprüfung für Fer- 
tigställe ist von dem dafür gebildeten Prüfungsausschuß erar- 
beitet worden. Die DLG steht mit sechs Firmen in Verhandlun- 
gen, die erste Prüfung wird vorbereitet. 


c) ein Anreiz geschaffen wird, qualifizierte Stalltypen in größe- 
ren Serien zu bauen? 

Eine Typisierung ganzer Stallbauten seitens der Bundesregie- 
rung ist nicht beabsichtigt, da die Anforderungen in den einzel- 
nen Regionen zu unterschiedlich sind. Zwecks serienmäßiger 
Vorfertigung von einzelnen Bauelementen, die in beliebiger 
Art und Form zusammensetzbar sind, liegen Ergebnisse mehre- 
rer von der Bundesregierung geförderter Forschungsvorhaben 
vor, die interessierten Herstellern zur Verfügung stehen. 
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6. Welche Chancen räumt die Bundesregierung der Senkung von 
Baukosten durch bauliche Selbsthilfe ein, und ist sie bejahen- 
denfalls bereit, diesem wachsenden Bedürfnis durch Forschung, 
Schulung und Werbung verstärkt zu entsprechen? 

Die nach den Richtlinien für die Vergabe von öffentlichen Mit- 
teln für den Bau landwirtschaftlicher Wohn- und Betriebsgebäu- 
de schon immer mögliche bauliche Selbsthilfe ist in den Richt- 
linien für die Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen 
in der Land- und Forstwirtschaft, die seit dem 1. Juli 1971 ange- 
wendet werden, besonders beachtet worden. Höhe und Art der 
Berechnung für die unbaren Eigenleistungen (Hand- und Spann- 
dienste), die nur bei baulichen Investitionen einschließlich Er- 
schließung anerkannt werden, sind in den vorgenannten Richt- 
linien geregelt. 

Eine Schulung landwirtschaftlicher Bauherren in baulicher 
Selbsthilfe erfolgt seit 1965 durch die Arbeitsgemeinschaft „Hilf 
Dir selbst in Haus und Hof". Diese Selbsthilfe-Arbeitsgemein- 
schaft wird von namhaften Organisationen getragen, zu denen 
auch einige gehören, die durch die Bundesregierung gefördert 
werden. Bisher sind 35 detaillierte Arbeitsanleitungen heraus- 
gegeben worden, weitere derartige Anleitungen, die sich mit 
dem Bau ganzer Stalleinheiten befassen, sind vorgesehen. 

An den deutschen landtechnischen Lehrgangsstätten des Kura- 
toriums für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft e. V. 
(KTBL) haben bereits zahlreiche Lehrgänge für bauliche Selbst- 
hilfe stattgefunden. Der Nachfrage entsprechend sind weitere 
Lehrgänge geplant. 

Seit Juli 1970 werden zwei aus Mitteln des BMSt geförderte 
Forschungsvorhaben bei der Technischen Universität Hannover 
und beim Institut für Bauforschung, Hannover über Selbsthilfe- 
möglichkeiten bei ländlichen Wohnhäusern in mehreren Ab- 
schnitten bearbeitet. 


7. Wie gedenkt die Bundesregierung der Tatsache Rechnung zu 
tragen, daß der produktionstechnische Fortschritt Betriebsge- 
bäude erfahrungsgemäß in sehr viel kürzerer Frist veralten läßt, 
als dies die Laufzeit der Finanzierungsmaßnahmen vorsieht und 
durch welche Maßnahmen könnte diesem fortschritthemmenden 
Zustand abgeholfen werden? 

Die Bundesregierung ist bemüht, für landwirtschaftliche Be- 
triebsgebäude Bausysteme einzuführen, die weitgehend flexibel 
sind und auf produktionstechnische Veränderungen leicht umge- 
stellt werden können. Die zu Frage 4 erwähnten Einfach- und 
Leichtbauten sind auf kürzere Lebensdauer als Massivbauten 
konzipiert und kommen damit dem technischen Fortschritt ent- 
gegen. 

Die Diskrepanz zwischen der möglichen Belastbarkeit eines 
landwirtschaftlichen Betriebes und der maximalen Laufzeit von 
Darlehen oder Krediten läßt sich nur durch Kompromisse aus- 
gleichen. Erste Ansätze sind in den zu Frage 6 erwähnten Richt- 
linien gegeben, mit welchen für spezielle Grünlandbetriebe gün- 
stigere Förderungssätze zugelassen sind als für andere Betriebs- 
organisationen. 
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In Vertretung 

Logemann 



